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Regierungsvorlage 
August 2022                                                                                                                                                                    zu Zl. 01-VD-LG-1082/2019-271 

Entwurf eines Gesetzes, mit dem das Gesetz über Unterstützungsleistungen und unterstützende Strukturen in den Bereichen Pflege und 
Betreuung in Kärnten (Kärntner Pflege- und Betreuungsgesetz – K-PBG) erlassen und das Kärntner Mindestsicherungsgesetz aufgehoben 
sowie das Kärntner Bestattungsgesetz, das Kärntner Chancengleichheitsgesetz, das Kärntner Kinder- und Jugendhilfegesetz, das Kärntner 

Patienten- und Pflegeanwaltschaftsgesetz und das Kärntner Soziales-Zielsteuerungsgesetz geändert werden 

Textgegenüberstellung 
 

Geltende Fassung 
 

Vorgeschlagene Fassung 

 
Artikel I 

Gesetz über Unterstützungsleistungen und unterstützende Strukturen in den 
Bereichen Pflege und Betreuung in Kärnten (Kärntner Pflege- und 

Betreuungsgesetz – K-PBG)  
 

 
Artikel II  

Aufhebung des Kärntner Mindestsicherungsgesetzes 

Das Kärntner Mindestsicherungsgesetz – K-MSG, LGBl. Nr. 15/2007, in der 
Fassung der Gesetze LGBl. Nr. 84/2007, 52/2008, 8/2010, 97/2010, 16/2012, 
17/2013, 56/2013, 85/2013, 14/2015, 10/2018, 59/2018, 71/2018, 74/2019, 
72/2020 und 107/2020 sowie der Kundmachung LGBl. Nr. 112/2012, tritt mit 
Inkrafttreten des Art. I außer Kraft.  
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Gesetz vom 2. Juli 1971 über das Leichen- und Bestattungswesen (Kärntner 
Bestattungsgesetz - K-BStG) 
 StF: LGBl Nr 61/1971 
Änderung 
 LGBl Nr 31/1994  
 LGBl Nr 21/1972 (DFB)  
 LGBl Nr 50/1998  
 LGBl Nr 35/1999  
 LGBl Nr 77/2005  
 LGBl Nr 50/2008 
 LGBl Nr 24/2012 
 LGBl Nr 89/2012 
 LGBl Nr 85/2013 
 LGBl Nr 71/2018 
 LGBl Nr 61/2019 
 

Artikel III  
Änderung des Kärntner Bestattungsgesetzes 

Das Kärntner Bestattungsgesetz – K-BStG, LGBl. Nr. 61/1971, zuletzt in 
der Fassung des Gesetzes LGBl. Nr. 61/2019, wird wie folgt geändert: 
 

§ 14 
Bestattungspflicht 

(1) Jede Leiche und jede Totgeburt sind zu bestatten. Unter die 
Bestattungspflicht fallen nicht Gebeine und Skelette, denen historische, 
anthropologische oder religiöse (etwa Reliquien) Bedeutung zukommt, sowie 
solche, die in einer hiezu bestimmten Einrichtung Unterrichtszwecken dienen. 
Fehlgeburten dürfen bestattet werden. Der Zeitpunkt der Bestattung ist so zu 
wählen, daß sanitäre Interessen nicht verletzt werden. Die Bestattung darf jedoch 
nicht vor Ablauf von 36 Stunden nach Eintritt des Todes (der Totgeburt) erfolgen. 

(2) Die Obsorge für die Bestattung obliegt den nächsten Angehörigen des 
Verstorbenen, in Ermangelung solcher jenen Personen, die mit dem Verstorbenen 
vor seinem Tod im gemeinsamen Haushalt gelebt haben. 

(3) Angehörige im Sinne dieses Gesetzes sind der Ehegatte, der mit dem 
Verstorbenen in aufrechter Ehe gelebt hat, der eingetragene Partner, der mit dem 
Verstorbenen in aufrechter Partnerschaft gelebt hat, die Verwandten des 
Verstorbenen in gerader Linie und dessen Geschwister. Die den Angehörigen 
nach diesem Gesetz obliegenden Verpflichtungen haben der Ehegatte, der mit 
dem Verstorbenen in aufrechter Ehe gelebt hat, oder der eingetragene Partner vor 
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den Verwandten, die volljährigen Nachkommen dem Alter nach vor den 
Vorfahren, und zwar nach dem Grad der Verwandtschaft, und die Verwandten in 
gerader Linie vor den volljährigen nach dem Alter gereihten Geschwistern zu 
erfüllen. 

(4) Trägt niemand für die Bestattung Sorge, hat der Bürgermeister, an den 
die Todesfallanzeige zu erstatten war, die Gemeinde, in welcher der Verstorbene 
seinen Hauptwohnsitz, bei Fehlen eines solchen, seinen tatsächlichen Aufenthalt, 
hatte, zu verständigen, damit diese für die Bestattung Sorge trägt. Hatte der 
Verstorbene weder seinen Hauptwohnsitz noch seinen tatsächlichen Aufenthalt in 
Kärnten, so ist die Bestattung durch die Gemeinde des Sterbeortes, wenn diese 
nicht feststellbar ist, durch die Gemeinde, in der die Leiche aufgefunden wurde, 
subsidiär zu besorgen. Die zuständige Gemeinde kann anstelle der Bestattung die 
Leiche auch einem anatomischen Universitätsinstitut übergeben, wenn dieses für 
die Bestattung der Leiche sorgt und der Gemeinde hieraus sowie aus der 
Überführung der Leiche keine Kosten entstehen. Besondere Bestimmungen über 
die Kostentragung nach § 11 Abs. 3 des Kärntner Mindestsicherungsgesetzes, 
LGBl. Nr. 15/2007, bleiben unberührt. 

(5) Hat die Gemeinde nach Abs. 4 für die Bestattung Sorge getragen, so 
kann sie gegen diejenigen Personen Rückgriff nehmen, denen nach Abs. 2 die 
Obsorge für die Bestattung obliegt. 

(6) Bestattungspflicht (Abs. 1) besteht ferner für Leichenteile und 
abgetrennte menschliche Körperteile, die nicht im Rahmen einer ärztlichen 
Ordination oder eines Krankenanstaltenbetriebes in hygienisch einwandfreier 
Weise beseitigt werden können. Im letzteren Fall ist zur Obsorge für die 
Bestattung und zur Kostentragung hiefür der behandelnde Arzt oder der Träger 
der Krankenanstalt verpflichtet. Soweit die Kostentragungspflicht nicht den Arzt 
oder die Krankenanstalt trifft, gilt auch hier subsidär die Bestattungspflicht der 
Gemeinde (Abs. 4 letzter Satz und 5). Eine hygienisch einwandfreie Beseitigung 
von Fehlgeburten in Krankenanstalten und ärztlichen Ordinationen darf 
frühestens nach zwei Tagen erfolgen. 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

§ 14 Abs. 4 letzter Satz lautet: 
Besondere Bestimmungen über die Kostentragung nach § 5 Abs. 3 erster 
Halbsatz des Kärntner Pflege- und Betreuungsgesetzes bleiben unberührt. 
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Gesetz zur Chancengleichheit für Menschen mit Behinderung (Kärntner 
Chancengleichheitsgesetz - K-ChG) 
 
 StF: LGBl Nr 8/2010 
Änderung 
 LGBl Nr 97/2010 
 LGBl Nr 16/2012 
 LGBl Nr 56/2013 
 LGBl Nr 85/2013 
 LGBl Nr 59/2018 
 LGBl Nr 71/2018 
 LGBl Nr 70/2019 
 LGBl Nr 74/2019 
 LGBl Nr 72/2020 
 LGBl Nr 107/2020 
 LGBl Nr 23/2021 
 

Artikel IV 
Änderung des Kärntner Chancengleichheitsgesetzes 

Das Kärntner Chancengleichheitsgesetz – K-ChG, LGBl. Nr. 8/2010, zuletzt 
in der Fassung des Gesetzes LGBl. Nr. 23/2021, wird wie folgt geändert: 
 

1. Abschnitt 
Allgemeine Bestimmungen 

§ 1 
Ziel und Geltungsbereich 

(1) Ziel dieses Gesetzes ist, Menschen mit Behinderung eine 
gleichberechtigte Teilhabe am gesellschaftlichen Leben zu gewährleisten und 
ihnen ein selbstbestimmtes Leben zu ermöglichen. 

(2) Dieses Gesetz gilt für Menschen mit Behinderung im Sinne des § 2. 
Soweit in diesem Gesetz keine eigenen Leistungen für Menschen mit 
Behinderung vorgesehen sind, ist das Kärntner Sozialhilfegesetz 2021 
anzuwenden. 

(3) Soweit durch Bestimmungen dieses Gesetzes der Zuständigkeitsbereich 
des Bundes berührt wird, sind sie so auszulegen, dass sich keine über die 
Zuständigkeit des Landes hinausgehende rechtliche Wirkung ergibt. 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

1. § 1 Abs. 2 2. Satz lautet: 
Soweit in diesem Gesetz keine eigenen Leistungen für Menschen mit 

Behinderung vorgesehen sind, sind das Kärntner Sozialhilfegesetz 2021 oder das 
Kärntner Pflege- und Betreuungsgesetz anzuwenden. 
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§ 5 
Voraussetzungen 

(1) Leistungen nach diesem Gesetz sind nur an Menschen mit Behinderung 
zu gewähren, die ihren Hauptwohnsitz in Kärnten oder bei Fehlen eines 
Hauptwohnsitzes in Österreich ihren tatsächlichen Aufenthalt in Kärnten haben 
und die österreichische Staatsbürgerschaft besitzen oder österreichischen 
Staatsbürgern gemäß Abs. 2 gleichgestellt sind. 

(2) Österreichischen Staatsbürgern sind gleichgestellt: 
 a) Personen, die nach dem Recht der Europäischen Union oder aufgrund 

eines Staatsvertrages gleichzustellen sind, 
 b) ausländische Angehörige von Inländern, sofern sie als Angehörige 

eines ausländischen Unionsbürgers nach lit. a den Inländern 
gleichzustellen wären, 

 c) Personen, denen aufgrund asylrechtlicher Bestimmungen Asyl 
gewährt wurde, 

 d) Personen, wenn mit ihrem Heimatstaat auf Grund tatsächlicher Übung 
Gegenseitigkeit besteht, insoweit sie dadurch nicht besser gestellt sind 
als Staatsbürger in dem betreffenden Staat. 

(3) Leistungen nach diesem Gesetz sind nur dann und soweit an Menschen 
mit Behinderung zu gewähren, wenn sie nicht aufgrund anderer 
Rechtsvorschriften – ausgenommen dem Kärntner Mindestsicherungsgesetz oder 
dem Kärntner Sozialhilfegesetz 2021 – Leistungen erhalten oder den Erhalt von 
Leistungen geltend machen können, die mit den Leistungen nach diesem Gesetz 
vergleichbar sind; hierbei ist es unerheblich, ob dem Menschen mit Behinderung 
ein Rechtsanspruch auf die Gewährung einer Leistung zusteht. 

(4) Die Landesregierung kann die Voraussetzungen des Abs. 1 nachsehen, 
wenn die Leistung nach diesem Gesetz im Interesse des Menschen mit 
Behinderung und zur Vermeidung sozialer Härten dringend erforderlich ist. 

(5) Leistungen nach diesem Gesetz sind auch dann zu gewähren, wenn der 
Mensch mit Behinderung seinen Hauptwohnsitz oder Aufenthalt in ein anderes 
Bundesland verlegt, sofern diese Verlegung durch die Gewährung von 
Leistungen nach diesem Gesetz bedingt ist. 

(6) Verlegt ein Mensch mit Behinderung, dem die Hilfe durch geschützte 
Arbeit auf einem Einzelarbeitsplatz gewährt wird, seinen Hauptwohnsitz oder bei 
Fehlen eines Hauptwohnsitzes in Österreich seinen Aufenthalt in ein anderes 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

2. In § 5 Abs. 3 wird das Zitat „Kärntner Mindestsicherungsgesetz“ durch das 
Zitat „Kärntner Pflege- und Betreuungsgesetz“ ersetzt. 
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Bundesland, ist diese Leistung nur dann für höchstens weitere sechs Monate zu 
gewähren, wenn das andere Bundesland erst danach vergleichbare Leistungen 
gewährt. 

(7) Bei Verlegung des Hauptwohnsitzes oder bei Fehlen eines 
Hauptwohnsitzes in Österreich des Aufenthaltes eines Menschen mit 
Behinderung von einem anderen Bundesland nach Kärnten sind Leistungen nach 
diesem Gesetz im Fall der Gewährung von Hilfe durch geschützte Arbeit auf 
einem Einzelarbeitsplatz erst nach einem Zeitraum von sechs Monaten zu 
erbringen. 

(8) Verlegt ein Mensch mit Behinderung seinen Hauptwohnsitz oder bei 
Fehlen eines Hauptwohnsitzes in Österreich seinen Aufenthalt in ein anderes 
Bundesland, sind Leistungen nach diesem Gesetz, ausgenommen in den Fällen 
der Abs. 5 und 6, bis zum Ende des Monats der Verlegung des Hauptwohnsitzes 
oder des Aufenthaltes zu erbringen, sofern das andere Land erst ab diesem 
Zeitpunkt vergleichbare Leistungen gewährt. 

(9) Bei Verlegung des Hauptwohnsitzes oder bei Fehlen eines 
Hauptwohnsitzes in Österreich des Aufenthaltes eines Menschen mit 
Behinderung von einem anderen Bundesland nach Kärnten sind Leistungen nach 
diesem Gesetz, ausgenommen in den Fällen des Abs. 7, erst nach Ablauf des 
Monats der Verlegung des Hauptwohnsitzes oder des Aufenthaltes zu erbringen. 

(10) Die Abs. 5 bis 9 gelten nur insoweit, als mit dem jeweils betroffenen 
Bundesland Gegenseitigkeit besteht. 

(11) Personen, die bereits eine für Erwerbszwecke geeignete abgeschlossene 
Ausbildung oder eine Schulausbildung auf Maturaniveau haben und ihre 
Arbeitskraft allein deshalb nicht voll einsetzen können, weil sie eine 
weiterführende Ausbildung absolvieren, steht ein Anspruch auf Leistungen nach 
§ 8 nicht zu. 
 
 

§ 6 
Subsidiarität, Leistungen Dritter, Eigene Mittel 

(1) Leistungen nach diesem Gesetz dürfen, soweit nicht anderes bestimmt 
ist, nur so weit gewährt werden, als der jeweilige Bedarf nicht oder nicht 
ausreichend durch den Einsatz eigener Mittel und Kräfte gedeckt werden kann 
und auch nicht oder nicht ausreichend durch Leistungen Dritter gedeckt ist. Zu 
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den Leistungen Dritter zählen auch  
 a) jener Teil des Einkommens des im gemeinsamen Haushalt lebenden 

unterhaltspflichtigen Ehegatten, eingetragenen Partners oder 
Lebensgefährten, der den Netto-Ausgleichszulagenrichtsatz für 
Alleinstehende pro Monat übersteigt, sowie  

 b) jener Teil des Einkommens eines im gemeinsamen Haushalt lebenden 
unterhaltspflichtigen Elternteil eines Menschen mit Behinderung mit 
Anspruch auf Familienbeihilfe, der den Netto-
Ausgleichszulagenrichtsatz für Alleinstehende pro Monat übersteigt. 

(1a) Als Leistungen Dritter nicht zu berücksichtigen sind freiwillige 
Leistungen, wenn diese sonst eingestellt würden, außer diese Leistungen 
erreichen ein Ausmaß oder eine Dauer, so dass keine Leistungen nach § 8 
erforderlich wären. 

(2) Der Mensch mit Behinderung hat Ansprüche gegen Dritte, bei deren 
Erfüllung Leistungen nach diesem Gesetz nicht oder nicht in diesem Ausmaß zu 
gewähren wären, zu verfolgen, soweit 
 a) dies nicht offenbar aussichtslos oder unzumutbar ist oder 
 b) kein Fall des § 19 Abs. 3a lit. a bis c oder lit. d Z 1 und 3 vorliegt oder 
 c) nicht Unterhaltsansprüche von Menschen mit Behinderung, die das 

25. Lebensjahr vollendet haben, gegenüber ihren Eltern betroffen sind. 
Soweit dies zweckmäßig erscheint, ist ein Anspruchsübergang im Sinne des § 19 
Abs. 4 zu bewirken. 

(3) Die eigenen Mittel umfassen das gesamte Einkommen und das 
verwertbare Vermögen des Menschen mit Behinderung. 

(4) Als Einkommen gelten, soweit dieses Gesetz nicht anderes bestimmt, 
alle Einkünfte, die dem Menschen mit Behinderung zufließen. Nicht zum 
Einkommen zählen 
 a) Leistungen nach dem Familienlastenausgleichsgesetz 1967, mit 

Ausnahme der Zuwendungen aus dem Familienhospizkarenz-
Härteausgleich, ausgenommen bei der Bemessung der Leistung nach 
§ 13 Abs. 2, 

 b) Kinderabsetzbeträge gemäß § 33 Abs. 3 des Einkommensteuer-
gesetzes 1988, 

 c) bei Bezug von Leistungen nach § 8 in anderen Landesgesetzen 
vorgesehene Wohnbeihilfen, welche den angemessenen Wohnbedarf 
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gemäß § 8 Abs. 6 in Verbindung mit § 12 Abs. 5 des Kärntner 
Sozialhilfegesetzes 2021 übersteigen, 

 d) bei der Bemessung des Kostenbeitrages nach § 17 
Unterhaltsleistungen von Eltern gegenüber einem Menschen mit 
Behinderung, der das 25. Lebensjahr vollendet hat, 

 e) Leistungen des Sozialentschädigungsrechts nach bundesrechtlichen 
Vorschriften, soweit es sich dabei nicht um einkommensabhängige 
Leistungen mit Sozialunterstützungscharakter handelt,  

 f) Einkünfte, die im Rahmen von Leistungen nach diesem Gesetz 
erworben werden, 

 g) Pflegegeld nach dem Bundespflegegeldgesetz oder nach gleichartigen 
gesetzlichen Bestimmungen oder andere pflegebezogene 
Geldleistungen bei dem pflegebedürftigen Menschen mit Behinderung 
selbst oder bei einem Menschen mit Behinderung, der 
pflegebedürftige Angehörige im Sinne des § 6 Abs. 7 iVm § 10 Abs. 5 
Z 4 des Kärntner Sozialhilfegesetzes überwiegend betreut. 

(4a) Menschen mit Behinderung, die nach mehr als sechs Monaten 
ununterbrochenen Bezuges von Hilfe zum Lebensunterhalt noch während des 
Bezuges von Leistungen nach § 8, nach längerer Erwerbslosigkeit oder erstmalig 
eine Erwerbstätigkeit aufnehmen, ist auf Antrag für die Dauer der ersten zwölf 
Monate der Erwerbstätigkeit ein Freibetrag in Höhe von 35 vH des Betrages nach 
Netto-Ausgleichszulagen-Richtsatzes für Alleinstehende pro Monat aus dem 
daraus erzielten Einkommen einzuräumen. 

(5) Erhält ein Mensch mit Behinderung auf Kosten oder unter 
Kostenbeteiligung des Landes regelmäßig teilstationäre Leistungen, ist das 
Pflegegeld entsprechend der durchschnittlichen Dauer der Leistung als 
Einkommen zu berücksichtigen. Die Landesregierung darf durch Verordnung die 
prozentuelle Höhe des zu berücksichtigenden Pflegegeldes, abhängig von der 
durchschnittlichen Unterbringungsdauer unter Berücksichtigung allfälliger 
Schließzeiten, festsetzen. 

(6) Wird der Lebensunterhalt bei stationärer Unterbringung weitgehend 
gesichert, so sind 20 vH des Einkommens des Menschen mit Behinderung nicht 
als Einkommen zu berücksichtigen (Taschengeld). Bei teilstationärer 
Unterbringung darf das Einkommen insoweit berücksichtigt werden, als durch die 
Unterbringung der Bedarf nach § 8 Abs. 1 gedeckt und der Lebensunterhalt des 
Menschen mit Behinderung nicht gefährdet ist. 
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(7) Die Erbringung von Leistungen nach diesem Gesetz hat unter 
Berücksichtigung der Bereitschaft zum zumutbaren Einsatz der Arbeitskraft des 
Menschen mit Behinderung zu erfolgen. § 10 des Kärntner Sozialhilfegesetzes 
2021 ist anzuwenden. 

(8) Nicht zum verwertbaren Vermögen gehören Gegenstände, deren 
Verwertung eine soziale Notlage erst auslösen, verlängern oder deren 
Überwindung gefährden würde. Dies ist insbesondere anzunehmen bei  
 a) Gegenständen, deren Anrechnung oder Bewertung eine soziale 

Notlage erst auslösen, verlängern oder deren Überwindung gefährden 
würde, insbesondere bei 

 1. Gegenständen, die zur Erwerbsausübung oder Befriedigung 
angemessener geistig-kultureller Bedürfnisse erforderlich 
sind, 

 2. Gegenständen, die als Hausrat anzusehen sind, 
 3. Kraftfahrzeugen, die berufsbedingt oder aufgrund 

besonderer Umstände wie der Behinderung oder 
unzureichender Infrastruktur erforderlich sind; 

 b) Ersparnissen bis zu einem Freibetrag von 2000% des Netto-
Ausgleichzulagen-Richtsatzes für Alleinstehende pro Monat; 

 c) sonstigen Vermögenswerten ausgenommen Immobilien, 
soweit sie den Freibetrag nach lit. b nicht übersteigen 
und solange Leistungen nach § 8 nicht länger als sechs 
unmittelbar aufeinanderfolgende Monate bezogen 
werden. Für diese Frist sind auch frühere 
ununterbrochene Bezugszeiten von mindestens zwei 
Monaten zu berücksichtigen, wenn diese nicht länger als 
zwei Jahre vor dem neuerlichen Bezugsbeginn liegen. 

(8a) Ebenfalls nicht zum verwertbaren Vermögen gehört das Vermögen von 
Personen, welche in stationären oder teilstationären Einrichtungen gemäß § 13 
iVm § 11 Abs. 1 des Kärntner Mindestsicherungsgesetzes untergebracht sind. 

(9) (entfällt) 
(10) Die Landesregierung darf durch Verordnung nähere Vorschriften über 

den Einsatz der eigenen Mittel erlassen. Diese Verordnung hat insbesondere zu 
regeln, inwieweit Einkommen oder verwertbares Vermögen des Menschen mit 
Behinderung nicht zu berücksichtigen ist. Bei der Erlassung der Verordnung ist 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

3. In § 6 Abs. 8a wird das Zitat „§ 13 iVm § 11 Abs. 1 des Kärntner 
Mindestsicherungsgesetzes“ durch das Zitat „§ 13 iVm § 5 des Kärntner Pflege- 
und Betreuungsgesetzes“ ersetzt. 
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auf die Lebenshaltungskosten in Kärnten für durchschnittliche 
Lebensverhältnisse, die Unterhaltspflichten, auf lebens- und existenznotwendige 
Ausgaben des Menschen mit Behinderung sowie auf Aufwendungen, die der 
Sicherung und Aufrechterhaltung seiner wirtschaftlichen Existenzgrundlage 
dienen, Bedacht zu nehmen. 
 

§ 13 
Unterbringung in Einrichtungen 

(1) Wird einem Menschen mit Behinderung Unterbringung, Verpflegung 
sowie Betreuung und Hilfe in einer stationären oder teilstationären Einrichtung 
gewährt, ist § 11 Abs. 1 und 4 bis 6 des Kärntner Mindestsicherungsgesetzes 
anzuwenden. § 11 Abs. 3 des Kärntner Mindestsicherungsgesetzes ist 
anzuwenden, wenn die Unterbringung in einer stationären Einrichtung erfolgt. 

(2) Menschen mit Behinderung, welche eine Leistung nach Abs. 1 in einer 
stationären Einrichtung erhalten, haben Anspruch auf ein Taschengeld in Höhe 
von 18 vH des Netto-Ausgleichszulagen-Richtsatzes für Alleinstehende pro 
Monat, soweit ihnen nicht nach § 6 Abs. 6 ein Betrag ihres Einkommens verbleibt 
und wenn es sich nicht um die Unterbringung von Pflegekindern im Sinne des 2. 
Abschnittes des Kärntner Kinder- und Jugendhilfegesetzes handelt. 

 
 

4. § 13 Abs. 1 lautet: 
(1) Wird einem Menschen mit Behinderung Unterbringung, Verpflegung 

sowie Betreuung und Hilfe in einer stationären oder teilstationären Einrichtung 
gewährt, ist § 5 Abs. 1 und 2 des Kärntner Pflege- und Betreuungsgesetzes 
anzuwenden. § 5 Abs. 3 des Kärntner Pflege- und Betreuungsgesetzes ist 
anzuwenden, wenn die Unterbringung in einer stationären Einrichtung erfolgt. 

 
§ 43 

Behördliche Aufgaben 
(1) Der Landesregierung obliegt: 

 a) die Erlassung von Verordnungen nach § 6 Abs. 5 und 10, § 12 Abs. 5, 
§ 17 Abs. 2 sowie § 18 Abs. 2; 

 b) die Unterbringung von Menschen mit Behinderung nach § 13 in 
Einrichtungen, 

 c) die Gewährung des Fahrtkostenzuschusses nach § 16, 
 d) in den Fällen der lit. b sowie in jenen Fällen, in denen das Land 

Leistungen nach § 44 Abs. 1 lit. d oder e gewährt, die Entscheidung 
über sonstige Leistungen nach diesem Gesetz, soweit darauf ein 
Rechtsanspruch besteht. 

(2) Den Bezirksverwaltungsbehörden obliegt: 
 a) die Gewährung von Leistungen nach dem 2. Abschnitt, soweit ein 

Rechtsanspruch (§ 7 Abs. 2) besteht und soweit nicht durch Abs. 1 
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lit. b bis d anderes bestimmt ist; 
 b) alle behördlichen Maßnahmen, soweit sie nicht unter Abs. 1 fallen 

und soweit durch dieses Gesetz nicht anderes bestimmt ist. 
(3) Für die Beurteilung der örtlichen Zuständigkeit einer 

Bezirksverwaltungsbehörde gilt § 60 Abs. 4 bis 6 des Kärntner 
Mindestsicherungsgesetzes. 
 

 
 

5. § 43 Abs. 3 wird durch folgende Abs. 3 und 4 ersetzt: 
(3) Die örtliche Zuständigkeit der Bezirksverwaltungsbehörde richtet sich 

zunächst nach dem Hauptwohnsitz oder mangels eines solchen nach dem 
Aufenthalt des Menschen mit Behinderung. Lässt sich im Falle einer Leistung 
durch eine Krankenanstalt im Sinne des § 20 Abs. 2 die Zuständigkeit hierdurch 
nicht feststellen, so ist jene Bezirksverwaltungsbehörde zuständig, aus deren 
Bereich der Eintritt in die Krankenanstalt erfolgte; ergibt sich auch hieraus keine 
Zuständigkeit, so ist jene Bezirksverwaltungsbehörde zuständig, in deren Bereich 
die Krankenanstalt liegt. 

(4) In den Fällen des 2. Abschnittes hat bei Gefahr im Verzug jede 
Bezirksverwaltungsbehörde in ihrem Amtsbereich die notwendigen und 
unaufschiebbaren Maßnahmen unter gleichzeitiger Verständigung der 
zuständigen Bezirksverwaltungsbehörde zu treffen. 

 
§ 44 

Nichtbehördliche Aufgaben 
(1) Als Träger von Privatrechten ist das Land Träger folgender Maßnahmen: 

 a) zusätzliche Leistungen bei außergewöhnlichem Bedarf (§ 8 Abs. 4); 
 b) Übernahme der Kosten zur Verschaffung einer angemessenen 

Alterssicherung (§ 8 Abs. 5); 
 c) Zuschüsse zu Therapien und Hilfsmitteln (§ 9); 
 d) Leistungen zur Förderung der Erziehung und Entwicklung (§ 10); 
 e) Leistungen zur fähigkeitsorientierten Beschäftigung und beruflichen 

Eingliederung (§ 11); 
 f) Assistenzleistungen zur Teilhabe am gesellschaftlichen Leben (§ 12); 
 g) Vorsorge für die Errichtung und den Betrieb von stationären oder 

teilstationären Einrichtungen für Menschen mit Behinderung, soweit 
im Kärntner Mindestsicherungsgesetz nicht Abweichendes bestimmt 
wird; 

 h) Vorsorge für Einrichtungen zur Eingliederung von Menschen mit 
Behinderung; 

 i) Vorsorge für die Beratung für Menschen mit Behinderung (§ 14); 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

6. § 44 Abs. 1 lit. g lautet: 
 g) Vorsorge für die Errichtung und den Betrieb von stationären oder 

teilstationären Einrichtungen für Menschen mit Behinderung, soweit 
im Kärntner Pflege- und Betreuungsgesetz nicht Abweichendes 
bestimmt wird; 
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 j) Erbringung sonstiger Unterstützungsleistungen (§ 15). 
(2) Das Land hat sich, ausgenommen in jenen Fällen, in denen die 

Landesregierung Leistungen aufgrund des § 43 Abs. 1 lit. d gewährt, zur 
Erbringung folgender Leistungen der Bezirksverwaltungsbehörden zu bedienen: 
 a) zusätzliche Leistungen bei außergewöhnlichem Bedarf (§ 8 Abs. 4); 
 b) Übernahme der Kosten zur Verschaffung einer angemessenen 

Alterssicherung (§ 8 Abs. 5). 
(3) Als Träger von Privatrechten dürfen die Sozialhilfeverbände und Städte 

mit eigenem Statut Einrichtungen zur Unterbringung von Menschen mit 
Behinderungen errichten und betreiben sowie Leistungen zur Beratung für 
Menschen mit Behinderung nach § 14 anbieten. In diesen Fällen gelten 
Sozialhilfeverbände als Träger der freien Wohlfahrtspflege gemäß § 46. 
 

§ 51 
Richtlinienumsetzung 

Durch dieses Gesetz werden folgende Richtlinien umgesetzt: 
 a) Richtlinie 2003/109/EG des Rates vom 25. November 2003 betreffend 

die Rechtsstellung der langfristig aufenthaltsberechtigten 
Drittstaatsangehörigen, ABl. Nr. L 016 vom 23. Jänner 2004, S 44; 

 b) Richtlinie 2004/38/EG des Europäischen Parlaments und des Rates 
vom 29. April 2004 über das Recht der Unionsbürger und ihrer 
Familienangehörigen, sich im Hoheitsgebiet der Mitgliedstaaten frei 
zu bewegen und aufzuhalten, zur Änderung der Verordnung (EWG) 
Nr. 1612/68 und zur Aufhebung der Richtlinien 66/221/EWG, 
68/360/EWG, 72/194/EWG, 73/148/EWG, 75/34/EWG, 75/35/EWG, 
90/364/EWG, 90/365/EWG und 93/96/EWG, in der Fassung der 
Berichtigung ABl. Nr. L 229 vom 29. Juni 2004, S 35; 

 c) Richtlinie 2004/81/EG des Rates vom 29. April 2004 über die 
Erteilung von Aufenthaltstiteln für Drittstaatsangehörige, die Opfer 
des Menschenhandels sind oder denen Beihilfe zur illegalen 
Einwanderung geleistet wurde und die mit den zuständigen Behörden 
kooperieren, ABl. Nr. L 261 vom 6. August 2004, S 19; 

 d) Richtlinie 2009/50/EG des Rates vom 25. Mai 2009 über die 
Bedingungen für die Einreise und den Aufenthalt von 
Drittstaatsangehörigen zur Ausübung einer hochqualifizierten 
Beschäftigung, ABl. Nr. L 155 vom 18. Juni 2009, S 17; 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

7. § 51 lit. d lautet: 
 d) Richtlinie (EU) 2021/1883 des Europäischen Parlaments und des 

Rates vom 20. Oktober 2021 über die Bedingungen für die Einreise 
und den Aufenthalt von Drittstaatsangehörigen zur Ausübung einer 
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 e) Richtlinie 2011/95/EG des Europäischen Parlaments und des Rates 
vom 13. Dezember 2011 über Normen für die Anerkennung von 
Drittstaatsangehörigen oder Staatenlosen als Personen mit Anspruch 
auf internationalen Schutz, für einen einheitlichen Status für 
Flüchtlinge oder für Personen mit Anrecht auf subsidiären Schutz und 
für den Inhalt des zu gewährenden Schutzes, ABl. Nr. L 337 vom 20. 
Dezember 2011, S 9; 

 f) Richtlinie 2011/98/EU des Europäischen Parlaments und des Rates 
vom 13. Dezember 2011 über ein einheitliches Verfahren zur 
Beantragung einer kombinierten Erlaubnis für Drittstaatsangehörige, 
sich im Hoheitsgebiet eines Mitgliedstaats aufzuhalten und zu 
arbeiten, sowie über ein gemeinsames Bündel von Rechten für 
Drittstaatsarbeitnehmer, die sich rechtmäßig in einem Mitgliedstaat 
aufhalten, ABl. Nr. L 343 vom 23. Dezember 2011, S 1; 

 g) Richtlinie 2014/36/EU des Europäischen Parlaments und des Rates 
vom 26. Februar 2014 über die Bedingungen für die Einreise und den 
Aufenthalt von Drittstaatsangehörigen zwecks Beschäftigung als 
Saisonarbeitnehmer, ABl. Nr. L 94 vom 28. März 2014, S 375; 

 h) Richtlinie 2014/66/EU des Europäischen Parlaments und des Rates 
vom 15. Mai 2014 über die Bedingungen für die Einreise und den 
Aufenthalt von Drittstaatsangehörigen im Rahmen eines 
unternehmensinternen Transfers, ABl. Nr. L 157 vom 27. Mai 2014, S 
1; 

 i) Richtlinie (EU) 2016/801 des Europäischen Parlaments und des Rates 
vom 11. Mai 2016 über die Bedingungen für die Einreise und den 
Aufenthalt von Drittstaatsangehörigen zu Forschungs- oder 
Studienzwecken, zur Absolvierung eines Praktikums, zur Teilnahme 
an einem Freiwilligendienst, Schüleraustauschprogrammen oder 
Bildungsvorhaben und zur Ausübung einer Au-pair-Tätigkeit, ABl. 
Nr. L 132 vom 21. Mai 2016, S 21. 

hoch qualifizierten Beschäftigung und zur Aufhebung der Richtlinie 
2009/50/EG des Rates, Abl. Nr. L 382 vom 28.10.2021, S 1. 

 
§ 52 

Verweisungen 
(1) Soweit in diesem Gesetz auf Landesgesetze verwiesen wird und nicht 

anderes bestimmt wird, sind sie in ihrer jeweils geltenden Fassung anzuwenden. 
(2) Soweit in diesem Gesetz auf das Kärntner Mindestsicherungsgesetz oder 

 
 
 
 
 

8. § 52 Abs. 2 lautet: 
(2) Soweit in diesem Gesetz auf das Kärntner Pflege- und Betreuungsgesetz 
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das Kärntner Sozialhilfegesetz 2021 verwiesen wird, ist dieses mit der Maßgabe 
anzuwenden, dass die Worte „Hilfe Suchender“ oder „Hilfe suchende Person“ 
durch die Worte „Mensch mit Behinderung“, die Worte „Mindestsicherung“ oder 
„soziale Mindestsicherung“ durch das Wort „Chancengleichheit“ und die Worte 
„Mindestsicherungsempfänger“ durch die Worte „Empfänger von Leistungen 
nach diesem Gesetz“ in der jeweils richtigen grammatikalischen Form ersetzt 
werden. 

(3) Soweit in diesem Gesetz auf Bundesgesetze verwiesen wird und nicht 
anderes bestimmt wird, sind sie in der nachstehenden Fassung anzuwenden: 
 a) Bundespflegegeldgesetz, BGBl. Nr. 110/1993, in der Fassung des 

Bundesgesetzes BGBl. I Nr. 34/2020; 
 b) Einkommensteuergesetz 1988, BGBl. Nr. 400/1988, in der Fassung 

des Bundesgesetzes BGBl. I Nr. 99/2020;  
 c) Exekutionsordnung, RGBl. Nr. 79/1896, in der Fassung des 

Bundesgesetzes BGBl. I Nr. 16/2020; 
 d) Familienlastenausgleichgesetz 1967, BGBl. Nr. 376/1967, in der 

Fassung des Bundesgesetzes BGBl. I Nr. 98/2020; 
 e) Finanzausgleichsgesetz 2017 – FAG 2017, BGBl. I Nr. 116/2016, in 

der Fassung des Bundesgesetzes BGBl. I Nr. 103/2019; 
 f) Integrationsgesetz – IntG, BGBl. I Nr. 68/2017, in der Fassung des 

Bundesgesetzes BGBl. I Nr. 42/2020; 
 g) Transparenzdatenbankgesetz 2012 – TDBG 2012, BGBl. I Nr. 

99/2012, in der Fassung des Bundesgesetzes BGBl. I Nr. 23/2020. 
 

oder das Kärntner Sozialhilfegesetz 2021 verwiesen wird, ist dieses mit der 
Maßgabe anzuwenden, dass die Worte „“pflege- oder betreuungsbedürftige 
Person“ oder „Hilfe suchende Person“ oder „Hilfesuchende“ durch die Worte 
„Mensch mit Behinderung“ in der jeweils richtigen grammatikalischen Form 
ersetzt werden. 

 

Gesetz vom 21. November 2013 über die Hilfen für Familien und 
Erziehungshilfen für Kinder und Jugendliche (Kärntner Kinder- und 
Jugendhilfegesetz – K-KJHG) 
 StF: LGBl.  Nr. 83/2013 
Änderung 
 LGBl Nr  6/2017 
 LGBl Nr 15/2018 
 LGBl Nr 59/2018 
 LGBl Nr 71/2018 
 LGBl Nr 10/2019 

Artikel V 
Änderung des Kärntner Kinder- und Jugendhilfegesetzes  

Das Kärntner Kinder- und Jugendhilfegesetz – K-KJHG, LGBl. Nr. 82/2013, 
zuletzt in der Fassung des Gesetzes LGBl. Nr. 107/2020, wird wie folgt geändert: 
 



REG.SITZG 
Seite 15 von 21 

 LGBl Nr 74/2019 
 LGBl Nr 107/2020 
  
 
 

§ 22 
Vorsorge für soziale Dienste 

(1) Die Landesregierung hat dafür zu sorgen, dass die zur Erfüllung der 
Aufgaben der Kinder- und Jugendhilfe notwendigen sozialen Dienste 
bereitgestellt werden. Auf regionale Verhältnisse sowie die Bevölkerungsstruktur 
und -entwicklung ist Bedacht zu nehmen. 

(2) Soziale Dienste, die wiederkehrende Fragestellungen betreffen und 
häufig in Anspruch genommen werden, sind möglichst in jedem Bezirk 
vorzusehen. Hierzu zählen insbesondere psychologische oder 
psychotherapeutische Dienste. Bei der Errichtung von Beratungsstellen ist auf 
eine angemessene örtliche und zeitliche Erreichbarkeit zu achten. 

(3) Leistungen der Mutter- oder Elternberatung gemäß § 21 Abs. 4 Z 1 lit. a 
sind von den Bezirksverwaltungsbehörden zu erbringen. 

(4) Abs. 1 und 3 schließen nicht aus, dass die Gemeinden für die Errichtung 
und den Betrieb von Beratungsangeboten für die Familienplanung, für werdende 
Mütter und Väter oder für die Eltern von Säuglingen und Kleinkindern („Mutter- 
oder Elternberatung“) sorgen. 

(5) Vor der Bereitstellung von (teil-)stationären sozialen Diensten hat die 
Landesregierung den Kärntner Gemeindebund, den Österreichischen Städtebund, 
Landesgruppe Kärnten, sowie die Gemeinden, in denen diese Einrichtungen 
bereitgestellt werden sollen, zu hören. 

(6) Als Träger von Privatrechten dürfen die Sozialhilfeverbände gemäß § 70 
des Kärntner Mindestsicherungsgesetzes und die Städte mit eigenem Statut 
soziale Dienste anbieten. In diesen Fällen sind sie privaten Kinder- und 
Jugendhilfeeinrichtungen gleichgestellt. 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

In § 22 Abs. 6 wird das Zitat „§ 70 des Kärntner Mindestsicherungsgesetzes“ 
durch das Zitat „dem 8. Abschnitt des Kärntner Pflege- und Betreuungsgesetzes“ 
ersetzt 
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Kärntner Patienten- und Pflegeanwaltschaftsgesetz - K-PPAG 

StF:   LGBl Nr  53/1990 
Änderung 
 LGBl Nr  29/1994  
 LGBl Nr 108/1997  
 LGBl Nr  57/2002  
 LGBl Nr   8/2009  
 LGBl Nr  11/2010 
 LGBl Nr  19/2014 
 

Artikel VI 
Änderung des Kärntner Patienten- und Pflegeanwaltschaftsgesetz 

Das Kärntner Patienten- und Pflegeanwaltschaftsgesetz, LGBl. Nr. 53/1990, 
zuletzt in der Fassung des Gesetzes LGBl. Nr. 19/2014, wird wie folgt geändert: 
 

 
§ 6 

Aufgaben und Befugnisse 
(1) Aufgaben der Pflegeanwaltschaft sind: 

 1. die Beratung von pflegebedürftigen Personen, deren Angehörigen und 
gesetzlichen Vertreter sowie von Interessensvertretern für 
pflegebedürftige Personen in Fragen die Pflege betreffend; 

 2. die Entgegennahme von Beschwerden von pflegebedürftigen Personen 
und deren Angehörigen in Angelegenheiten der Pflege, insbesondere 
über die Behandlung, die Betreuung oder Pflege in Einrichtungen gemäß 
§ 1 Abs. 1 des Kärntner Heimgesetzes, durch mobile Pflege- und 
Betreuungsdienste, insbesondere solche nach § 15 Abs. 2 des Kärntner 
Mindestsicherungsgesetzes, sowie durch Betreuungskräfte nach den 
Bestimmungen des Hausbetreuungsgesetzes oder durch zur Ausübung 
des Gewerbes der Personenbetreuung nach den Bestimmungen der 
Gewerbeordnung 1994 befugte Personen; 

 3. die Vermittlung bei Konflikten und Meinungsverschiedenheiten 
zwischen pflegebedürftigen Personen und deren Angehörigen oder 
gesetzlichen Vertretern und Einrichtungen nach dem Kärntner 
Heimgesetz, mobilen Pflege- und Betreuungsdiensten oder in der Pflege 
tätigen Personen; 

 4. die Information der Öffentlichkeit und insbesondere des von 
Pflegebedürftigkeit betroffenen Personenkreises über Angelegenheiten, 
die für pflegebedürftige Personen von Bedeutung sind, und über die 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

In § 6 Abs. 1 Z 2 wird das Zitat „§ 15 Abs. 2 des Kärntner 
Mindestsicherungsgesetzes“ durch das Zitat „§ 8 des Kärntner Pflege- und 
Betreuungsgesetzes“ ersetzt. 
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Aufgaben und die Tätigkeit der Pflegeanwaltschaft;   
 5. die Begutachtung von Landesgesetzen und Verordnungen der 

Landesregierung in Angelegenheiten der Pflege; 
 6. die Abgabe von Stellungnahmen in grundlegenden, die Interessen von 

pflegebedürftigen Personen betreffenden Fragen, wie insbesondere bei 
der Errichtung oder Auflassung sowie der Verbesserung stationärer oder 
mobiler Versorgungsstrukturen, für die öffentliche Mittel eingesetzt 
werden. 

(2) Die zuständigen Landes- und Gemeindeorgane sowie die Einrichtungen 
gemäß § 1 Abs. 1 des Kärntner Heimgesetzes und die mobilen Pflege- und 
Betreuungsdienste, insbesondere solche nach § 15 Abs. 2 des Kärntner 
Mindestsicherungsgesetzes, haben die Pflegeanwaltschaft bei der Erfüllung ihrer 
Aufgaben zu unterstützen. Sie sind verpflichtet, auf Verlangen Berichte und 
Stellungnahmen zu übermitteln und Auskünfte zu erteilen. 

(3) Die zuständigen Landes- und Gemeindeorgane haben der 
Pflegeanwaltschaft auf Ersuchen Akteneinsicht zu gewähren.   

(4) Bezieht sich die Wahrnehmung der Aufgaben auf Betreuungskräfte nach 
den Bestimmungen des Hausbetreuungsgesetzes oder durch zur Ausübung des 
Gewerbes der Personenbetreuung nach den Bestimmungen der Gewerbeordnung 
1994 befugte Personen, sind diese zur Abgabe einer Stellungnahme einzuladen. 
Die Pflegeanwaltschaft hat erforderlichenfalls mit anderen Informations- und 
Beschwerdestellen oder den entsprechenden gesetzlichen beruflichen 
Vertretungen zusammenzuarbeiten.  

(5) Zur Wahrnehmung der Aufgaben nach Abs. 1 ist der Pflegeanwalt (die 
Pflegeanwältin) berechtigt, Einrichtungen gemäß § 1 Abs. 1 des Kärntner 
Heimgesetzes zu betreten und erforderlichenfalls bei Vorliegen der Zustimmung 
der pflegebedürftigen Person oder von deren gesetzlichen Vertreter Einsicht in 
die diese Person betreffenden Unterlagen zu nehmen.  

(6) Der Pflegeanwalt (Die Pflegeanwältin) kann zur Erfüllung seiner (ihrer) 
Aufgaben außerhalb seiner (ihrer) Büroräumlichkeiten Sprechstunden abhalten. 

(7) Die Inanspruchnahme der Pflegeanwaltschaft kann auch anonym 
erfolgen. 
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Gesetz vom 25. Oktober 2018, mit dem das Gesetz über die Zielsteuerung 
für den Bereich Soziales in Kärnten (Kärntner Soziales-Zielsteuerungsgesetz - K-
SZSG) erlassen wird 
 StF: LGBl. Nr. 59/2018 
Änderung 
 LGBl Nr 70/2019 
 LGBl Nr 38/2020 

Artikel VII 
Änderung des Kärntner Soziales-Zielsteuerungsgesetzes 

Das Kärntner Soziales-Zielsteuerungsgesetz – K-SZSG, LGBl. Nr. 50/2018, 
zuletzt in der Fassung des Gesetzes LGBl. Nr. 38/2020, wird wie folgt geändert: 

 
§ 2 

Gegenstand 
(1) Die Zielsteuerung umfasst alle Leistungen des Sozialbereichs in Kärnten. 

Hierzu zählt insbesondere die Vollziehung folgender gesetzlicher Vorgaben: 
 1. Kärntner Chancengleichheitsgesetz – K-ChG, 
 2. Kärntner Heimgesetz – K-HG, 
 3. Kärntner Kinder- und Jugendhilfegesetz – K-KJHG, 
 4. Kärntner Mindestsicherungsgesetz – K-MSG. 

(2) Die Zielsteuerung erfolgt durch die Annahme mehrjähriger 
Zielsteuerungsübereinkommen und darauf basierender Jahresarbeitsprogramme 
der Landesregierung. 

(3) Integrativer Teil der Zielsteuerung ist die Definition von Ergebnis- und 
Qualitätsparametern einschließlich relevanter Messgrößen und die 
Berichterstattung über die Erfüllung sowie die Beratung über die festgelegten 
Maßnahmen (Evaluierung). 

(4) Die Erarbeitung von Vorschlägen für die Zielsteuerung und die Beratung 
der Landesregierung erfolgen durch die Zielsteuerungskommission-Soziales. Für 
die fachspezifische Beratung werden Fachgremien für die Bereiche „Soziales“, 
„Chancengleichheit“, „Kinder und Jugendliche“ sowie „Pflege“ eingerichtet. 
 

 
 
 
 
 
 
 
 

1. § 2 Abs. 1 Z 4 lautet: 
 4. Kärntner Pflege- und Betreuungsgesetz – K-PBG. 

 
§ 9 

Fachgremien 
(1) Zur Vorbereitung von Entscheidungen der Zielsteuerungskommission-

Soziales und zur Beratung der Landesregierung werden folgende vier 
Fachgremien eingerichtet: 
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 1. Fachgremium Soziales: für Angelegenheiten, die soziale 
Unterstützungsleistungen und einkommensabhängige Transferleistungen 
betreffen; 

 2. Fachgremium Chancengleichheit: für Angelegenheiten, die Menschen 
mit Behinderung betreffen; 

 3. Fachgremium Kinder und Jugendliche: für Angelegenheiten, die Kinder 
und Jugendliche betreffen, insbesondere im Bereich der Kinder- und 
Jugendhilfe und dem Jugendschutz; 

 4. Fachgremium Pflege: für Angelegenheiten, die pflegebedürftige 
Personen betreffen, soweit nicht die Pflege von Personen in 
Einrichtungen gemäß § 1 Abs. 1 und gemäß § 1 Abs. 2 der Kärntner 
Krankenanstaltenordnung 1999, von Menschen mit Behinderung gemäß 
§ 2 Abs. 1 und 2 K-ChG sowie von Personen nach dem Kärntner Kinder- 
und Jugendhilfegesetz betroffen ist. 

(2) Das Fachgremium Soziales besteht aus folgenden Mitgliedern: 
 1. zwei von der Landesregierung ausgewählten fachkundigen Personen, 
 2. einem Mitglied auf Vorschlag der Kammer für Arbeiter und Angestellte 

Kärnten, 
 3. einem Mitglied auf Vorschlag der Wirtschaftskammer Kärnten, 
 4. einem Mitglied auf Vorschlag des Arbeitsmarktservice, 
 5. einem Mitglied auf Vorschlag des Österreichischen 

Gewerkschaftsbundes, 
 6. einem Mitglied auf Vorschlag des Österreichischen Städtebundes, 

Landesgruppe Kärnten, 
 7. einem Mitglied auf Vorschlag des Kärntner Gemeindebundes. 

(3) Das Fachgremium Chancengleichheit besteht aus folgenden Mitgliedern: 
 1. dem Anwalt für Menschen mit Behinderung, 
 2. einem Mitglied auf Vorschlag der Anbieter von Assistenzleistungen 

gemäß § 11 K-ChG, 
 3. einem Mitglied auf Vorschlag der Träger von Einrichtungen gemäß § 13 

K-ChG, 
 4. drei Mitgliedern auf Vorschlag des Anwaltes für Menschen mit 

Behinderung, 
 5. einem Mitglied auf Vorschlag des Österreichischen Städtebundes, 

Landesgruppe Kärnten, 
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 6. einem Mitglied auf Vorschlag des Kärntner Gemeindebundes. 
(4) Das Fachgremium Kinder und Jugendliche besteht aus folgenden 

Mitgliedern: 
 1. dem Kinder- und Jugendanwalt, 
 2. einem fachkundigen Bediensteten des Amtes der Landesregierung auf 

dem Gebiet der Suchtprävention, 
 3. drei von der Landesregierung ausgewählten fachkundigen Personen, 
 4. einer fachkundigen Person auf dem Gebiet der Kinder- und 

Jugendpsychologie oder Kinder- und Jugendpsychiatrie auf Vorschlag 
der Landeskrankenanstalten-Betriebsgesellschaft, 

 5. einem Mitglied auf Vorschlag der Bildungsdirektion für Kärnten, 
 6. einem Mitglied auf Vorschlag der Landespolizeidirektion, 
 7. einem Mitglied auf Vorschlag der auf dem Gebiet der mobilen 

Leistungen tätigen privaten Kinder- und Jugendhilfeeinrichtungen, 
 8. einem Mitglied auf Vorschlag der auf dem Gebiet der stationären 

Leistungen tätigen privaten Kinder- und Jugendhilfeeinrichtungen, 
 9. einem Mitglied auf Vorschlag des Vereins „Arbeitsgemeinschaft 

Kärntner Jugendorganisationen“, 
 10. einem Mitglied auf Vorschlag des Österreichischen Städtebundes, 

Landesgruppe Kärnten, 
 11. einem Mitglied auf Vorschlag des Kärntner Gemeindebundes. 

(5) Das Fachgremium Pflege besteht aus folgenden Mitgliedern: 
 1. dem Pflegeanwalt, 
 2. einem Mitglied auf Vorschlag der Anbieter von sozialer 

Mindestsicherung durch Pflege und sonstige Betreuungsdienste gemäß 
§ 15 K-MSG, 

 3. einem Mitglied auf Vorschlag der Träger stationärer Einrichtungen 
gemäß § 11 K-MSG, 

 4. einem Mitglied auf Vorschlag der Kammer für Arbeiter und Angestellte 
Kärnten, 

 5. einem Mitglied auf Vorschlag der Wirtschaftskammer Kärnten, 
 6. einem Mitglied auf Vorschlag des Österreichischen 

Gewerkschaftsbundes, 
 7. einem Mitglied auf Vorschlag des Österreichischen Städtebundes, 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

2. § 9 Abs. 5 Z 2 und 3 lauten: 
 2. ein Mitglied auf Vorschlag von Anbietern mobiler Pflege- und 

Betreuungsleistungen gemäß § 8 K-PBG, 
 3. ein Mitglied auf Vorschlag der Träger stationärer Einrichtungen gemäß 

§ 5 K-PBG, 
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Landesgruppe Kärnten, 
 8. einem Mitglied auf Vorschlag des Kärntner Gemeindebundes. 
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